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Dem ULD gef�llt es gar nicht

Was? Sie haben auf Ihrer Internetseite noch
einen Facebook-Like-Button? Dann haben
Sie hoffentlich Ihren Sitz nicht in Schles-
wig-Holstein oder eine andere gute Ausre-
de. Das Unabh�ngige Landeszentrum f�r
Datenschutz (ULD) als die dortige Daten-
schutzaufsichtsbehçrde hat n�mlich allen
Webseitenbetreibern im nçrdlichsten Bun-
desland ein Ultimatum f�r die Entfernung
der „Gef�llt-Mir-Buttons“ gesetzt, das Ende
September abgelaufen ist. Den Unbeugsa-
men droht das ULD in seiner Pressemittei-

lung vom 19. 8. 2011 ordnungsbe-
hçrdliches Einschreiten und Bußgel-
der an.

Das Feedback auf den Paukenschlag
aus Kiel ist kontrovers: zahlreiche
Stimmen pflichten dem ULD in der
Bewertung bei, die Facebook-Funk-
tionen seien tats�chlich datenschutz-
widrig. Es gibt auch viele kritische
Stimmen, die von „Bevormundung“
und „Datenschutzwahn“ sprechen.

Bei Facebook selbst existiert seither sogar
eine neue Profilseite: „ULD – Unheimlich
Lustiges Datenschutzzentrum“.

Zwei Aspekte, die das Vorgehen des ULD
im Ergebnis sehr fragw�rdig erscheinen las-
sen, sind bisher kaum betrachtet worden: die
Frage der Verantwortlichkeit der Webseiten-
betreiber f�r die – vermeintlichen – Daten-
schutzverstçße einerseits und die Frage der
Ermessensaus�bung auf der Rechtsfolgen-
seite andererseits.

Das ULD begr�ndet die datenschutzrechtli-
che Verantwortlichkeit der Webseitenbetrei-
ber damit, dass durch die Integration des Li-
ke-Buttons ein Verarbeitungsprozess bei ei-
nem Dritten (Facebook) ausgelçst wird, f�r
die sie selbst einzustehen h�tten. Das ist
nicht frei von Zweifeln, da das ULD selbst
zu dem Schluss kommt, dass eine direkte
Datenerhebung und -speicherung durch den
Webseitenbetreiber gar nicht erfolge. Das
ULD bedient sich hier deshalb des Kunst-
griffs, die „Initiierung“ der Datenweitergabe
an Facebook als einen datenschutzrelevan-
ten Datenumgang einzustufen. Die daten-
schutzrechtliche Tragf�higkeit dieses Ansat-
zes darf bezweifelt werden. Das BDSG ent-
h�lt in § 3 sehr pr�zise Definitionen des vom
Gesetz erfassten Umgangs mit personenbe-
zogenen Daten, unter die das Auslçsen einer
Datensammlung durch einen Dritten kaum
zu subsumieren ist. Die Webseitenbetreiber
nehmen durch die Einbindung des Like-But-
ton-Quellcodes allenfalls eine Handlung im
Vorfeld der Datenerhebung durch Facebook
vor. Etwas anderes ergibt sich auch nicht da-

raus, dass die Seitenbetreiber sp�ter Daten
im Zuge der Reichweitenanalyse von Face-
book erhalten, denn insoweit fehlt es wohl –
f�r den Seitenbetreiber – am Personenbezug.
Die Inanspruchnahme der Seitenbetreiber
l�sst sich auch nicht pauschal mit einer „ge-
meinsamen Verantwortlichkeit“ mit Face-
book in Anlehnung an die Stellungnahme
2/2010 der Art. 29-Datenschutzgruppe recht-
fertigen. Das ULD �bergeht die darin enthal-
teneDifferenzierungvçllig.SogehtdieDaten-
schutzgruppe in vergleichbar gelagerten F�l-

len beim Behavioural Advertising davon aus,
dass Seitenbetreiber nur eine begrenzte Ver-
antwortung inneh�tten, die mit derjenigen ei-
ner verantwortlichen Stelle zwar „verwandt
ist“,dieausdr�cklichabernur„eingeschr�nkte
Datenschutz-Verpflichtungen“ mit sich brin-
ge. Eine �hnliche Differenzierung w�re auch
hier datenschutzrechtlich geboten gewesen –
und nicht eine pauschale 1:1-�bertragung
des Verantwortlichkeitsmaßstabes von Face-
book auf alle Webseitenbetreiber.

Anzukreiden ist dem ULD auch – gerade ein-
gedenk der diffizilen Bestimmung des f�r die
Webseitenbetreiber geltenden Verantwort-
lichkeitsmaßstabes –, dass es jegliche Ermes-
sensaus�bung vermissen l�sst. Das ULD ver-
kn�pft mit der Feststellung der Datenschutz-
widrigkeit reflexartig Untersagungsverf�-
gungen nach § 38 Abs. 5 BDSG und Bußgeld-
verfahren. Selbst wenn man davon ausginge,
dass s�mtliche Eingriffsvoraussetzungen vor-
l�gen, w�re die pauschale Verh�ngung von
Untersagungsverf�gungen und Bußgeldern
rechtswidrig. Es ist nicht ersichtlich, dass
das ULD an irgendeiner Stelle dem ihm zuste-
henden Ermessen Raum einr�umt. Das ULD
folgert aus der von ihm angenommenen
Rechtswidrigkeit der Einbindung der Like-
Buttons automatisch, dass dieser Dienst zu
deaktivieren sei.

So verst�ndlich das T�tigwerden der Auf-
sichtsbehçrden in Sachen Datenschutz bei
Facebook ist, so bedauerlich ist es, wie wenig
Gescheites dabei herauskommt. Und dies
l�sst sich nun wirklich nicht auf den Gesetz-
geber schieben. Die Aufsichtsbehçrden ha-
ben im Rahmen der Auslegung des BDSG
und des TMG und deren Anwendung auf die
deutschen Seitenbetreiber hinl�ngliche Mçg-
lichkeiten, praxisgerechte Lçsungen zu errei-
chen, die den Betroffenen einen hinreichen-
den Schutz ihres informationellen Selbstbe-
stimmungsrechts angedeihen ließen. Nur
welche unerschrockene Aufsichtsbehçrde
hat den Mut, die ungesunde Meinungsf�hrer-
schaft des ULD zu durchbrechen – auf die Ge-
fahr hin, dass dem ULD auch dies nicht gefal-
len mag?
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